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Bundesrecht 

Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) 

Hochwasserschutz 

§ 72 Hochwasser 

Hochwasser ist eine zeitlich beschränkte Über-
schwemmung von normalerweise nicht mit Wasser 
bedecktem Land, insbesondere durch oberirdische 
Gewässer oder durch in Küstengebiete eindringendes 
Meerwasser. Davon ausgenommen sind Überschwem-
mungen aus Abwasseranlagen.  

§ 73 Bewertung von Hochwasserrisiken, 
Risikogebiete 

(1) Die zuständigen Behörden bewerten das Hochwas-
serrisiko und bestimmen danach die Gebiete mit signi-
fikantem Hochwasserrisiko (Risikogebiete). 
Hochwasserrisiko ist die Kombination der Wahrschein-
lichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignisses mit 
den möglichen nachteiligen Hochwasserfolgen für die 
menschliche Gesundheit, die Umwelt, das Kulturerbe, 
wirtschaftliche Tätigkeiten und erhebliche Sachwerte. 

(2) Die Risikobewertung muss den Anforderungen 
nach Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie 2007/60/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Okto-
ber 2007 über die Bewertung und das Management von 
Hochwasserrisiken (ABl. L 288 vom 6.11.2007, S. 27) 
entsprechen. 

(3) Die Bewertung der Hochwasserrisiken und die 
Bestimmung der Risikogebiete erfolgen für jede Fluss-
gebietseinheit. Die Länder können bestimmte Küsten-
gebiete, einzelne Einzugsgebiete oder 
Teileinzugsgebiete zur Bewertung der Risiken und zur 
Bestimmung der Risikogebiete statt der Flussgebiets-
einheit einer anderen Bewirtschaftungseinheit zuord-
nen. 

(4) Die zuständigen Behörden tauschen für die Risiko-
bewertung bedeutsame Informationen mit den zustän-
digen Behörden anderer Länder und Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union aus, in deren Hoheitsgebiet 
die nach Absatz 3 maßgebenden Bewirtschaftungsein-
heiten auch liegen. Für die Bestimmung der Risikoge-
biete gilt § 7 Absatz 2 und 3 entsprechend. 

(5) Die Hochwasserrisiken sind bis zum 22. Dezember 
2011 zu bewerten. Die Bewertung ist nicht erforder-
lich, wenn die zuständigen Behörden vor dem 22. De-
zember 2010  

1. nach Durchführung einer Bewertung des Hoch-
wasserrisikos festgestellt haben, dass ein mögli-
ches signifikantes Risiko für ein Gebiet besteht 
oder als wahrscheinlich gelten kann und eine ent-
sprechende Zuordnung des Gebietes erfolgt ist o-
der 

2. Gefahrenkarten und Risikokarten gemäß § 74 
sowie Risikomanagementpläne gemäß § 75 erstellt 
oder ihre Erstellung beschlossen haben. 

(6) Die Risikobewertung und die Bestimmung der 
Risikogebiete nach Absatz 1 sowie die Entscheidungen 
und Maßnahmen nach Absatz 5 Satz 2 sind bis zum 22. 
Dezember 2018 und danach alle sechs Jahre zu über-
prüfen und erforderlichenfalls zu aktualisieren. Dabei 
ist den voraussichtlichen Auswirkungen des Klima-
wandels auf das Hochwasserrisiko Rechnung zu tragen.  

§ 74 Gefahrenkarten und Risikokarten 

(1) Die zuständigen Behörden erstellen für die Risiko-
gebiete in den nach § 73 Absatz 3 maßgebenden Be-
wirtschaftungseinheiten Gefahrenkarten und 
Risikokarten in dem Maßstab, der hierfür am besten 
geeignet ist. 

(2) Gefahrenkarten erfassen die Gebiete, die bei fol-
genden Hochwasserereignissen überflutet werden:  

1. Hochwasser mit niedriger Wahrscheinlichkeit 
oder bei Extremereignissen, 

2. Hochwasser mit mittlerer Wahrscheinlichkeit 
(voraussichtliches Wiederkehrintervall min-
destens 100 Jahre), 

3. soweit erforderlich, Hochwasser mit hoher 
Wahrscheinlichkeit. 

Die Erstellung von Gefahrenkarten für ausreichend 
geschützte Küstengebiete und für Gebiete, in denen 
Überschwemmungen aus Grundwasser stammen, kann 
auf Gebiete nach Satz 1 Nummer 1 beschränkt werden. 

(3) Gefahrenkarten müssen jeweils für die Gebiete 
nach Absatz 2 Satz 1 Angaben enthalten  

1. zum Ausmaß der Überflutung, 

2. zur Wassertiefe oder, soweit erforderlich, zum 
Wasserstand, 

3. soweit erforderlich, zur Fließgeschwindigkeit 
oder zum für die Risikobewertung bedeutsa-
men Wasserabfluss. 

(4) Risikokarten erfassen mögliche nachteilige Folgen 
der in Absatz 2 Satz 1 genannten Hochwasserereignis-
se. Sie müssen die nach Artikel 6 Absatz 5 der Richtli-
nie 2007/60/EG erforderlichen Angaben enthalten. 

(5) Die zuständigen Behörden haben vor der Erstellung 
von Gefahrenkarten und Risikokarten für Risikogebie-
te, die auch auf dem Gebiet anderer Länder oder ande-
rer Mitgliedstaaten der Europäischen Union liegen, mit 
deren zuständigen Behörden Informationen auszutau-
schen. Für den Informationsaustausch mit anderen 
Staaten gilt § 7 Absatz 3 Nummer 2 entsprechend. 

(6) Die Gefahrenkarten und Risikokarten sind bis zum 
22. Dezember 2013 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht, wenn 
bis zum 22. Dezember 2010 vergleichbare Karten vor-
liegen, deren Informationsgehalt den Anforderungen 
der Absätze 2 bis 4 entspricht. Alle Karten sind bis 
zum 22. Dezember 2019 und danach alle sechs Jahre 
zu überprüfen und erforderlichenfalls zu aktualisieren. 
Dabei umfasst die Überprüfung der Karten nach Satz 2 
zum 22. Dezember 2019 auch ihre Übereinstimmung 
mit den Anforderungen der Absätze 2 und 4. 
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§ 75 Risikomanagementpläne 

(1) Die zuständigen Behörden stellen für die Risikoge-
biete auf der Grundlage der Gefahrenkarten und Risi-
kokarten Risikomanagementpläne nach den 
Vorschriften der Absätze 2 bis 6 auf. § 7 Absatz 4 Satz 
1 gilt entsprechend. 

(2) Risikomanagementpläne dienen dazu, die nachteili-
gen Folgen, die an oberirdischen Gewässern mindes-
tens von einem Hochwasser mit mittlerer 
Wahrscheinlichkeit und beim Schutz von Küstengebie-
ten mindestens von einem Extremereignis ausgehen, zu 
verringern, soweit dies möglich und verhältnismäßig 
ist. Die Pläne legen für die Risikogebiete angemessene 
Ziele für das Risikomanagement fest, insbesondere zur 
Verringerung möglicher nachteiliger Hochwasserfol-
gen für die in § 73 Absatz 1 Satz 2 genannten Schutz-
güter und, soweit erforderlich, für nichtbauliche 
Maßnahmen der Hochwasservorsorge und für die 
Verminderung der Hochwasserwahrscheinlichkeit. 

(3) In die Risikomanagementpläne sind zur Erreichung 
der nach Absatz 2 festgelegten Ziele Maßnahmen auf-
zunehmen. Risikomanagementpläne müssen mindes-
tens die im Anhang der Richtlinie 2007/60/EG 
genannten Angaben enthalten und die Anforderungen 
nach Artikel 7 Absatz 3 Satz 2 bis 4 dieser Richtlinie 
erfüllen. 

(4) Risikomanagementpläne dürfen keine Maßnahmen 
enthalten, die das Hochwasserrisiko für andere Länder 
und Staaten im selben Einzugsgebiet oder Teileinzugs-
gebiet erheblich erhöhen. Satz 1 gilt nicht, wenn die 
Maßnahmen mit dem betroffenen Land oder Staat 
koordiniert worden sind und im Rahmen des § 80 eine 
einvernehmliche Lösung gefunden worden ist. 

(5) Liegen die nach § 73 Absatz 3 maßgebenden Be-
wirtschaftungseinheiten vollständig auf deutschem 
Hoheitsgebiet, ist ein einziger Risikomanagementplan 
oder sind mehrere auf der Ebene der Flussgebietsein-
heit koordinierte Risikomanagementpläne zu erstellen. 
Für die Koordinierung der Risikomanagementpläne mit 
anderen Staaten gilt § 7 Absatz 3 entsprechend mit dem 
Ziel, einen einzigen Risikomanagementplan oder meh-
rere auf der Ebene der Flussgebietseinheit koordinierte 
Pläne zu erstellen. Gelingt dies nicht, so ist auf eine 
möglichst weitgehende Koordinierung nach Satz 2 
hinzuwirken. 

(6) Die Risikomanagementpläne sind bis zum 22. De-
zember 2015 zu erstellen. Satz 1 gilt nicht, wenn bis 
zum 22. Dezember 2010 vergleichbare Pläne vorliegen, 
deren Informationsgehalt den Anforderungen der Ab-
sätze 2 bis 4 entspricht. Alle Pläne sind bis zum 22. 
Dezember 2021 und danach alle sechs Jahre unter 
Berücksichtigung der voraussichtlichen Auswirkungen 
des Klimawandels auf das Hochwasserrisiko zu über-
prüfen und erforderlichenfalls zu aktualisieren. Dabei 
umfasst die Überprüfung der vergleichbaren Pläne im 
Sinne von Satz 2 zum 22. Dezember 2021 auch ihre 
Übereinstimmung mit den Anforderungen der Absätze 
2 bis 4. 

§ 76 Überschwemmungsgebiete an ober-
irdischen Gewässern 

(1) Überschwemmungsgebiete sind Gebiete zwischen 
oberirdischen Gewässern und Deichen oder Hochufern 
und sonstige Gebiete, die bei Hochwasser eines oberir-
dischen Gewässers überschwemmt oder durchflossen 
oder die für Hochwasserentlastung oder Rückhaltung 
beansprucht werden. Dies gilt nicht für Gebiete, die 
überwiegend von den Gezeiten beeinflusst sind, soweit 
durch Landesrecht nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Die Landesregierung setzt durch Rechtsverordnung  

1. innerhalb der Risikogebiete oder der nach 
§ 73 Absatz 5 Satz 2 Nummer 1 zugeordneten 
Gebiete mindestens die Gebiete, in denen ein 
Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 
Jahren zu erwarten ist, und 

2. die zur Hochwasserentlastung und Rückhal-
tung beanspruchten Gebiete 

als Überschwemmungsgebiete fest. Gebiete nach Satz 
1 Nummer 1 sind bis zum 22. Dezember 2013 festzu-
setzen. Die Festsetzungen sind an neue Erkenntnisse 
anzupassen. Die Landesregierung kann die Ermächti-
gung nach Satz 1 durch Rechtsverordnung auf andere 
Landesbehörden übertragen. 

(3) Noch nicht nach Absatz 2 festgesetzte Über-
schwemmungsgebiete sind zu ermitteln, in Kartenform 
darzustellen und vorläufig zu sichern. 

(4) Die Öffentlichkeit ist über die vorgesehene Festset-
zung von Überschwemmungsgebieten zu informieren; 
ihr ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Sie ist 
über die festgesetzten und vorläufig gesicherten Gebie-
te einschließlich der in ihnen geltenden Schutzbestim-
mungen sowie über die Maßnahmen zur Vermeidung 
von nachteiligen Hochwasserfolgen zu informieren. 

§ 77 Rückhalteflächen 

Überschwemmungsgebiete im Sinne des § 76 sind in 
ihrer Funktion als Rückhalteflächen zu erhalten. Soweit 
überwiegende Gründe des Wohls der Allgemeinheit 
dem entgegenstehen, sind rechtzeitig die notwendigen 
Ausgleichsmaßnahmen zu treffen. Frühere Über-
schwemmungsgebiete, die als Rückhalteflächen geeig-
net sind, sollen so weit wie möglich wiederhergestellt 
werden, wenn überwiegende Gründe des Wohls der 
Allgemeinheit dem nicht entgegenstehen.  

§ 78 Besondere Schutzvorschriften für 
festgesetzte Überschwemmungsge-
biete 

(1) In festgesetzten Überschwemmungsgebieten ist 
untersagt:  

1. die Ausweisung von neuen Baugebieten in 
Bauleitplänen oder sonstigen Satzungen nach 
dem Baugesetzbuch, ausgenommen Bauleit-
pläne für Häfen und Werften, 

2. die Errichtung oder Erweiterung baulicher 
Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 des 
Baugesetzbuchs, 
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3. die Errichtung von Mauern, Wällen oder ähn-
lichen Anlagen quer zur Fließrichtung des 
Wassers bei Überschwemmungen, 

4. das Aufbringen und Ablagern von wasserge-
fährdenden Stoffen auf dem Boden, es sei 
denn, die Stoffe dürfen im Rahmen einer ord-
nungsgemäßen Land- und Forstwirtschaft ein-
gesetzt werden, 

5. die nicht nur kurzfristige Ablagerung von Ge-
genständen, die den Wasserabfluss behindern 
können oder die fortgeschwemmt werden 
können, 

6. das Erhöhen oder Vertiefen der Erdoberfläche, 

7. das Anlegen von Baum- und Strauchpflan-
zungen, soweit diese den Zielen des vorsor-
genden Hochwasserschutzes gemäß § 6 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 6 und § 75 Absatz 2 
entgegenstehen, 

8. die Umwandlung von Grünland in Ackerland, 

9. die Umwandlung von Auwald in eine andere 
Nutzungsart. 

Satz 1 gilt nicht für Maßnahmen des Gewässerausbaus, 
des Baus von Deichen und Dämmen, der Gewässer- 
und Deichunterhaltung, des Hochwasserschutzes sowie 
für Handlungen, die für den Betrieb von zugelassenen 
Anlagen oder im Rahmen zugelassener Gewässerbe-
nutzungen erforderlich sind. 

(2) Die zuständige Behörde kann abweichend von 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 die Ausweisung neuer Bau-
gebiete ausnahmsweise zulassen, wenn  

1. keine anderen Möglichkeiten der Siedlungs-
entwicklung bestehen oder geschaffen werden 
können, 

2. das neu auszuweisende Gebiet unmittelbar an 
ein bestehendes Baugebiet angrenzt, 

3. eine Gefährdung von Leben oder erhebliche 
Gesundheits- oder Sachschäden nicht zu er-
warten sind, 

4. der Hochwasserabfluss und die Höhe des 
Wasserstandes nicht nachteilig beeinflusst 
werden, 

5. die Hochwasserrückhaltung nicht beeinträch-
tigt und der Verlust von verloren gehendem 
Rückhalteraum umfang-, funktions- und zeit-
gleich ausgeglichen wird, 

6. der bestehende Hochwasserschutz nicht beein-
trächtigt wird, 

7. keine nachteiligen Auswirkungen auf Oberlie-
ger und Unterlieger zu erwarten sind, 

8. die Belange der Hochwasservorsorge beachtet 
sind und 

9. die Bauvorhaben so errichtet werden, dass bei 
dem Bemessungshochwasser, das der Festset-
zung des Überschwemmungsgebietes zugrun-
de liegt, keine baulichen Schäden zu erwarten 
sind. 

(3) Die zuständige Behörde kann abweichend von 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 die Errichtung oder Erwei-
terung einer baulichen Anlage genehmigen, wenn im 
Einzelfall das Vorhaben  

1. die Hochwasserrückhaltung nicht oder nur 
unwesentlich beeinträchtigt und der Verlust 
von verloren gehendem Rückhalteraum zeit-
gleich ausgeglichen wird, 

2. den Wasserstand und den Abfluss bei Hoch-
wasser nicht nachteilig verändert, 

3. den bestehenden Hochwasserschutz nicht be-
einträchtigt und 

4. hochwasserangepasst ausgeführt wird 

oder wenn die nachteiligen Auswirkungen durch Ne-
benbestimmungen ausgeglichen werden können. Bei 
der Festsetzung nach § 76 Absatz 2 kann die Errich-
tung oder Erweiterung baulicher Anlagen auch allge-
mein zugelassen werden, wenn sie  

1. in gemäß Absatz 2 neu ausgewiesenen Gebie-
ten nach § 30 des Baugesetzbuchs den Vorga-
ben des Bebauungsplans entsprechen oder 

2. ihrer Bauart nach so beschaffen sind, dass die 
Einhaltung der Voraussetzungen des Satzes 1 
gewährleistet ist. 

In den Fällen des Satzes 2 bedarf das Vorhaben einer 
Anzeige. 

(4) Die zuständige Behörde kann Maßnahmen nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 bis 9 zulassen, wenn  

1. Belange des Wohls der Allgemeinheit dem 
nicht entgegenstehen, der Hochwasserabfluss 
und die Hochwasserrückhaltung nicht wesent-
lich beeinträchtigt werden und 

2. eine Gefährdung von Leben oder erhebliche 
Gesundheits- oder Sachschäden nicht zu be-
fürchten sind 

oder die nachteiligen Auswirkungen ausgeglichen 
werden können. Die Zulassung kann, auch nachträg-
lich, mit Nebenbestimmungen versehen oder widerru-
fen werden. In der Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 
2 können Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 
bis 9 auch allgemein zugelassen werden. 

(5) In der Rechtsverordnung nach § 76 Absatz 2 sind 
weitere Maßnahmen zu bestimmen oder Vorschriften 
zu erlassen, soweit dies erforderlich ist  

1. zum Erhalt oder zur Verbesserung der ökolo-
gischen Strukturen der Gewässer und ihrer 
Überflutungsflächen, 

2. zur Vermeidung oder Verringerung von Ero-
sion oder von erheblich nachteiligen Auswir-
kungen auf Gewässer, die insbesondere von 
landwirtschaftlich genutzten Flächen ausge-
hen, 

3. zum Erhalt oder zur Gewinnung, insbesondere 
Rückgewinnung von Rückhalteflächen, 

4. zur Regelung des Hochwasserabflusses, 

5. zum hochwasserangepassten Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen, einschließlich 
der hochwassersicheren Errichtung neuer und 
Nachrüstung vorhandener Heizölverbraucher-
anlagen sowie des Verbots der Errichtung 
neuer Heizölverbraucheranlagen, 

6. zur Vermeidung von Störungen der Wasser-
versorgung und der Abwasserbeseitigung. 
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Werden bei der Rückgewinnung von Rückhalteflächen 
Anordnungen getroffen, die erhöhte Anforderungen an 
die ordnungsgemäße land- oder forstwirtschaftliche 
Nutzung eines Grundstücks festsetzen, so gilt § 52 
Absatz 5 entsprechend. 

(6) Für nach § 76 Absatz 3 ermittelte, in Kartenform 
dargestellte und vorläufig gesicherte Gebiete gelten die 
Absätze 1 bis 5 entsprechend. 

Fußnote 

§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 idF d. G v. 7.8.2013 I 3154: 
Rheinland-Pfalz - Abweichung durch § 89 Landeswas-
sergesetz Rheinland-Pfalz (LWG) idF d. G v. 
28.9.2010, GVBl. RP 2004, 54 mWv 6.10.2010 (vgl. 
BGBl. I 2013, 12)  
§ 78 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 idF d. G v. 31.7.2009 I 2585: 
Bayern - Abweichung durch Art. 46 Abs. 4 des Bayeri-
schen Wassergesetzes (BayWG) v. 25.2.2010 GVBL S. 
66, BayRS 753-1-UG mWv 1.3.2010 bis zum 
29.2.2012 (vgl. BGBl. I 2010, 275); Befristung aufgeh. 
durch Art. 79 Abs. 1 des Bayerischen Wassergesetzes 
(BayWG) v. 25.2.2010 GVBl 2010, 66, BayRS 753-1-
U idF d. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Änderung des Bay-
erischen Wassergesetzes v. 16.2.2012 GVBl 2012, 40 
mWv 29.2.2012 (vgl. BGBl. I 2015, 156)  
§ 78 Abs. 3 Satz 2 idF d. G v. 31.7.2009 I 2585: Sach-
sen - Abweichung durch 

§ 79 Information und aktive Beteiligung 

(1) Die zuständigen Behörden veröffentlichen die Be-
wertung nach § 73 Absatz 1, die Gefahrenkarten und 
Risikokarten nach § 74 Absatz 1 und die Risikomana-
gementpläne nach § 75 Absatz 1. Sie fördern eine akti-
ve Beteiligung der interessierten Stellen bei der 
Aufstellung, Überprüfung und Aktualisierung der Risi-
komanagementpläne nach § 75 und koordinieren diese 
mit den Maßnahmen nach § 83 Absatz 4 und § 85. 

(2) Wie die zuständigen staatlichen Stellen und die 
Öffentlichkeit in den betroffenen Gebieten im Übrigen 
über Hochwassergefahren, geeignete Vorsorgemaß-
nahmen und Verhaltensregeln informiert und vor zu 
erwartendem Hochwasser rechtzeitig gewarnt werden, 
richtet sich nach den landesrechtlichen Vorschriften.  

 

Landesrecht 

Niedersächsisches Wasser-
gesetz (NWG) 

Sechster Abschnitt: Hochwasser-
schutz 

§ 115 Überschwemmungsgebiete an ober-
irdischen Gewässern (zu § 76 WHG) 

(1) 1 Das Fachministerium bestimmt durch Verordnung 
die Gewässer oder Gewässerabschnitte, bei denen 
durch Hochwasser nicht nur geringfügige Schäden 

entstanden oder zu erwarten sind. 2 Die Verordnung ist 
entsprechend anzupassen, wenn neue Erkenntnisse 
hinsichtlich entstandener oder zu erwartender Schäden 
vorliegen. 

(2) 1 Für die Gewässer oder Gewässerabschnitte nach 
Absatz 1 sind durch Verordnung als Überschwem-
mungsgebiete die Gebiete festzusetzen, in denen ein 
Hochwasserereignis statistisch einmal in 100 Jahren 
(Bemessungshochwasser) zu erwarten ist. 2 Die Fest-
setzung erfolgt durch die Wasserbehörden auf der 
Grundlage der vom gewässerkundlichen Landesdienst 
erstellten Arbeitskarten. 3 Satz 2 gilt entsprechend für 
die Gebiete nach § 76 Abs. 2 WHG. 

(3) 1 Vor dem Erlass der Verordnung nach Absatz 2 ist 
ein Anhörungsverfahren durchzuführen. 2 § 73 VwVfG 
gilt sinngemäß. 3 Diejenigen, deren Einwendungen 
nicht entsprochen wird, sind über die Gründe zu unter-
richten. 4 Für die Verordnung gilt § 91 Abs. 2 entspre-
chend. 

(4) Vor dem 1. Juni 2007 eingeleitete Festsetzungsver-
fahren werden nach dem bis dahin geltenden Recht zu 
Ende geführt, wenn zu diesem Zeitpunkt eine Beteili-
gung der betroffenen Gemeinden und der Behörden, 
deren Aufgabenbereich durch die Verordnung berührt 
wird, stattgefunden hat. 

(5) 1 Der gewässerkundliche Landesdienst hat die Ge-
biete nach Absatz 1 und § 76 Abs. 2 WHG, die noch 
nicht festgesetzt sind, im Benehmen mit der Wasserbe-
hörde zu ermitteln, in Arbeitskarten darzustellen und 
diese im Niedersächsischen Ministerialblatt öffentlich 
bekannt zu machen. 2 In der Bekanntmachung ist dar-
auf hinzuweisen, dass Ausfertigungen der Karten bei 
der Wasserbehörde aufbewahrt werden und jedermann 
kostenlos Einsicht gewährt wird. 

§ 116 Besondere Schutzvorschriften für 
festgesetzte Überschwemmungsge-
biete (zu § 78 WHG) 

§ 11 gilt sinngemäß für Genehmigungen und Zulassun-
gen nach § 78 Abs. 3 und 4 WHG. 

 

§ 11 Beweissicherung, Sicherheitsleistung 

(1) 1 Zur Sicherung des Beweises von Tatsachen, die 
für eine Entscheidung der Wasserbehörde von Bedeu-
tung sein können, insbesondere zur Feststellung des 
Zustands einer Sache, kann die Wasserbehörde auf 
Antrag oder von Amts wegen die erforderlichen Maß-
nahmen anordnen, wenn andernfalls die Feststellung 
unmöglich oder wesentlich erschwert werden würde. 
2 Antragsberechtigt ist, wer ein rechtliches Interesse an 
der Feststellung hat. 
(2) 1 Die Wasserbehörde kann die Leistung einer Si-
cherheit verlangen, soweit diese erforderlich ist, um die 
Erfüllung von Bedingungen, Auflagen oder sonstigen 
Verpflichtungen zu sichern. 2 Der Bund, das Land und 
Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts 
sind von der Sicherheitsleistung frei. 3 Auf die Sicher-
heitsleistung sind die §§ 232 und 234 bis 240 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs anzuwenden. 

 


